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Der Senat von Berlin       
UVK VI B 1 
Tel.: 902594-673 
An das  
 
Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme – 
 
des Senats von Berlin 
 
über 
 
Einleitung des Prüfverfahrens zur Rekommunalisierung der Aufgaben des 
Generalübernehmers für die Lichtsignalanlagen-Infrastruktur 
 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Der Senat legt nachstehende Vorlage dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor. 
 
Das Land Berlin hat für das Management von Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung von 
Lichtsignalanlagen einen Generalübernehmer beauftragt. Vertragspartner seit 1. Januar 
2006 ist die Alliander Stadtlicht GmbH.  

Durch den mit der Alliander Stadtlicht GmbH geschlossenen Vertrag wird das gesamte 
operative Geschäft rund um die Lichtsignalanlagen einem privaten Generalübernehmer 
übertragen. Weiterhin zuständig ist das Land Berlin für die straßenverkehrsbehördliche 
Anordnung und damit auch für die Vorgabe von Standards. Damit liegt auch die Steuerung 
des Verkehrs als hoheitliche und somit nicht privatisierbare Maßnahme in der behördlichen 
Verantwortung. 

Die Alliander Stadtlicht GmbH ist bis Ende des Jahres 2025 vertraglich als 
Generalübernehmer gebunden. Neben der Störungsbeseitigung und Instandhaltung durch 
Subunternehmer veranlasst oder verantwortet sie dabei auch die Modernisierung, die 
Leitungsverwaltung, die Planung und den Bau von neuen Anlagen einschließlich aller 
nötigen Komponenten der Infrastruktur. 

Durch die fortlaufend ansteigenden Anforderungen an das Management der 
Lichtsignalanlagen auch im Hinblick auf das Mobilitätsgesetz einschließlich des 
behindertengerechten Ausbaus sowie den Vorgaben zu kritischen Infrastrukturen ergeben 
sich eine Dynamik und zunehmende Schwierigkeiten an den Schnittstellen zwischen 
Verwaltung und Generalübernehmer, die eine Überprüfung dieser bundesweit einmaligen 
Zusammenarbeit mit einem privaten Vertragspartner erfordern und zu einer zukunftssicheren 
Weichenstellung führen sollten. 
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Eine vertrauliche Anlage mit Einzelheiten zum weiteren Vorgehen wird im Datenraum des 
Abgeordnetenhauses bereitgestellt. 
 
 
Berlin, den 20.Mai 2021 
 

Der Senat von Berlin 
 
 
Michael Müller     R. Günther 
    
Regierender Bürgermeister    Senatorin für 
       Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
       
 


